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In Sachen

älägerin und Revisionsklä5erin,

Prozeßbevollmächtigter:

@ e g e n

die Bergbau—Berufsgenoseenschaft in bochum, Hunseheidtstr. 18,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 5. 6enat des eundessozialgerichts am 14. September 1955

unter äitwirkung des

Senatspräsilenten Dr. Brockhoff

als Vorsitzenden,

des Bundesrichters Fechner

und des Bunde3riehters Dr. Dapprich

beschlossen:

_hie Revision der nlägebin gegen das Urteil des Landessozial—

gerichts Nordrhein—Jestfalen in Lesen vom 25. Mai 1954 wird

als unzulässig verworfen.

Außergerichtliche gesten sind nicht zu erstatten.

{1 \

3 ___r.„_.‚ü„ra__9._„e.._.=_
Die nlägerin hat durch ihren Brozeßbevollmächtiwten, Rechts—

anwalt Dr. , gegen das ihr am 16. Juni l954 zugestellte

Urteil des Landessozialgerichts Nordrheinwäestfalen in Lesen

vom 25. Mai 1954 am 6. Juli 1954 Revision eingelegt, diese

bedrünäet und beantragt, unter Abänderung des angefochtenen
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Urteils nach dem Klageentrag 1. Instanz zu erkennen.

Die Beklagte hat beantragt, die Revision als unzulässig zu
verwerfen.

Die Revision ist ferne und fristgerecht eingelegt und begründet

worden, sie ist jedoch nicht statthaft.

entgegen der Auffassung der meklagten sind Urteile der Landes—

sozialgerichte in ■echtsstreitigkeiten, die nach 3 215 Abs. ?

5GG von den allgemeinen Verwalcun;sgerichten des ersten Rechts—

suges als Lerufungen auf die Landessozialgerichte übergegangen

sind, nicht endgültig. Nach & 160 SGG findet gegen die Urteile

der Landessozialgerichte die Revision statt, soweit sich aus

den dieser bestinnung folgenden Vorschriften nichts anderes

ergibt. Für die Fälle des 9 215 Abs. 7 QGG ist eine—derartige

Sonderbestinnung nicht ergangen. Die entsprechende nnvendung

des & 21% Abs. 5 535 ist nicht möglich, da sich die unter

@ 214 SGG fallenden Rechtsstreitigkeiten wesentlich von denen,

die unter @ ä15 see fallen, unterscheiden. bei den ersteren

handelt es sich um solche, die bei Inkrafttreten des Sozial-

gerichtsgesetzes — zumindest praktisch — abgeschlossen waren,

weil die gesetzlich vorgesehene Höglichkeit der Anrufung des

Reichsversicherungsamts nach dem Zusamnenbruch entfallen war.

sei den letzteren dagegen handelt es sich um solche, bei denen

sich die Beteiligten durch nrhe‘oung der Alage vor den allge—

meinen Verwaltungsgerichten — Jedenfalls nach der Ansicht

einiger dieser Jeriohte — einen neuen, vollen Rechtszug er—
öffnet hatten, wodurch der Gesetzgeber sich anläßlich des

Ubergangs ihrer sachen auf die Gerichte der Sozialgerichtse

barkeit veranlaßt ge3ehen hat, ihnen einen 410ichwertigen,

vollen Rechtszug zu gewährleisten. '

Zu prüfen ist allerdings, ob die Revision in dem zur nüt-
scheidung stehenden Fall nach 5 162 Abs. 1 5GG statthaft

}-
l. st. die ist nach dieser Vorschrift nur dann statthaft, wenn

das Landessozialgericht sie zuläßt (Fr. 1), wenn ein wesent—

}_
1l cher Mangel des Verfahrens 5erd5t wird (Nr. 2}, oder wenn

bei der neurteilung des ursächlichen Zuse„nennnngs einer
&esundheitsstörung oder des £odes mit einem irbeitsu1fall

oder einer 3erufSkrankheit oder einer schädigung im Qinne des

hundesversorgungsgesetzes das Gesetz verletzt ist (hr. 5).
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Die Revision ist vom Lennessozialgerieht nicht zu5elnesen.

auch ie t ein wesentlicher Me% el des Verfahrens von der

„lägerin nicht gerü5t woräen. Sie stüt zt ihre Revision

lediglich auf Nr. 5 und rü5t, éaß das Le;q e-sonill 5er eht

bei der neurteilung des urs& l'1liehen äueaniennanos des 3e5et2
verletzt habe. ■les ist jedoch nicht der Sell. 53 b MLmit

nicht nnter°ucht zu werden, ob Nr. 5 nur den nedizini5ehen '

„ausalausealennano zwischen den Unfallereignis und dem
Tole tzv. der Gesundheitsstörung erfaßt o&er auch len Aausal—

zusalnenheng zwischen betrieb und Uniallereignis; denn in

dem zur entscl‘ eidung stehenaen Rechtsstreit hat äns Landes—

sozieldericht den zuletzt angeführten ieusalznsennenhung

nejaht‚ indem es davon ausgeht, daß die betreffenden Br—

eigniese Betriebsereignisse sind, und den zuerst angeführten,

indem es unterstellt‚„daß diese betrieblichen hreigniese das

zum Tode des ehemennes der Klägerin führende ■erzleiden
nitverursächt haben. eine Geset svenletzun. bei äer Beurtei—

lung des ursächlichen Zusammenhangs kann daher, zumindest 3 '

üngunsten der nlägerin, überhaupt nicht vorliegen. Der tragenüe

unä in Jirkliehkeit von äer “ln ei in anQe riffene ;lonu des

an;%lotntcnen qrtells, de3 nie in Er% e ste nenden nrei nisse
r

* äie eeruflichen Zurücksetzungen und die o; t gen be trieoli—(}
}

'cnwierigäeiten, unter denen der rh inann ner nlägerin010

einen nette » nicht als Unfall im einne des 111. Buches

der Re ien5vers ieherungsordnung zu bewerten seien, berührt die

trage des neuselzueannenhangs nicht; vielmehr handelt es sich

hierbei—lediglich um üie Linorünung der Tatsachenfest■5 tellu.ng en

unter den gesetzlichen Begriff des Unfalls. selbst wenn dem

Landessezialgericht hierbei eine gesetzesverletuunb unte1—

laufen wäre, whreen die Voraussetzungen des % 162 Abs. 1
Kr. 5 GGG damit noch nicht gegeben sein.

Des ndndessOZiel er1cht stützt sich jedoch— offenbar, weil

es nicht ganz sicher ist, ob seine rquterna unb anerkannt

wird — en ochluß seiner urteilen“ ran <n* noch zusätzlich

darauf, daß der Tod des nhemennes der „legerin wegen des

vorliegenden schweren herzleidens nit hinreichenuer Hehrschein—

liehk eit auch ehne nie betrieblichen ufblü■lau€ ei% etreten

wäre. 30 nes Landessozialgericht hieränr h "bei der neur*eilung

des ur5uenlicnen „usannenhen 5% en das Gesetz verstoßen hat”,
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ob also hierdurch die Voraussetzungen des 3 162 Abs. 1 Nr„ 5

5GG erfüllt sein könnten, brauchte, da es sich offensichtlich

nur um eine-Hilfsfeststellung für den hell handelt, daß die

Haupterwägung nicht durchgreifen sollte, nur untersucht zu warden,

wenn der Huupterwägung nicht zugestimnt werden könnte. Das '

Landeesozialgerieht hit sich aber ohne Reohtsirrtum auf den

'otahdpunkt gestellt, daß die in Frage stehenden nreighisse

nicht als ünfallereignis enzusenen sind‚ Diese nreignisse

erstrecken sich naeh dem festgestellten dachverhult, un den das

Revisionsgericht gebunden ist, über einen längeren Zeitraum

und sind, Jedes für sich betrachtet, nicht derart, daß es eine

neßbure Jchädigung herbeigeführt haben könnte; Die Häufung

Kleinerer dehädigungen, die nicht in einer Arbeitsschichti

sondern erst in 1än5erer Zeit einenxm■äaren Grad erreicht

haben, stellen aber keinen unfall im dinne des III. Buches

der ReichsversiCherungsordnung der. „uch die letzten Vorkomm—

nisse an Todestag des hhemannes der „lägerin stellen nur das
hndglied einer nette von durchaus alltäglichen betrieblichen

preignissen der, die allmählich auf den seelischen Zustand des

ehemanns der nlä5€ri■ eingewirkt haben, ohne daß sie in ihrer
hedeutung in nennenswerten Umfang über das hinausgingen, was der

ehemann der „lägerin auch vorher schon an betrieblichen Aufre—
5ungén erlitten hatte.

‘
‘

;_—q‚« ‚nDe somit die Voraussetzungen der Nr. 5 des 9 162 Abs. 1 ou
nicht vorliegen, ist die Revision nicht statthaft. sie mußte

daher nach 3 169 Qatz 2 6GG als unzulässig verworfen Werden.

Die &ostenentscheidung ergeht in entsprechender Anwendung des
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